
- Mietstreiks in Wohnheimen werden ggf. durch materielle Absiche­
rung und Öffentlichkeits- und Pressearbeit unterstützt. Der AStA soll 
zudem als Vermittler- und Koordinationsstelle dienen. 

- Der AStA wird in Zusammenarbeit mit der Uni-Verwaltung dafür ein­
treten, daß Kommunikations- und Sozialeinrichtungen gebaut wer­
den, die dazu beitragen können, die Isolation der Studenten unter­
einander und zur Bevölkerung aufzugeben. 

- Im VDS wird ein SLH-AStA an weiteren regionalen und bundesweiten 
Aktionen zur Verbesserung der Ausbildungsförderung mitarbeiten. In 
der Presse müssen die örtliche Situation sowie die unmittelbaren 
Probleme (z. B. der Zwang zur Ferienarbeit) und die mittelbaren Pro­
bleme (z. B. Steigerung der Lebenshaltungskosten) dargestellt wer­
den. 

Das Ziel dieser Arbeit ist eine ausreichende finanzielle Förderung 
der Studenten während der Studienzeit - beschnitten weder durch 
Disziplinierungsmaßnahmen (wie etwa § 21,1 BAFöG), noch durch 
vordergründige Leistungsnachweise als Voraussetzung für Weiter­
förderung. 

- Kurzfristiger Ausgleich der Inflationsverluste durch Anhebung des 
BAFöG-Höchstsatzes auf DM 600,- und des Elternfreibetrages auf 
DM 1.200,-. 

- Weiterförderung der Studenten des 2. Bildungsweges (z. B. 
Ing. gradJ 

- längerfristig eine kostendeckende, familienunabhängige Ausbil­
dungsförderung, die an den tatsächlich entstehenden Kosten dyna­
misch orientiert ist. 

Streichung des Anti-Streik-Paragraphen 20.2 des BAFöG. 

18. Zur Ausbildungsförderung 
beschlossen im Juli 1974 in Würzburg 

1. Mit Enttäuschung hat der Sozialliberale Hochschulverband zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß die Bundesregierung trotz erheblicher Kritik aller 
Studentenverbände und relevanten Institutionen (z. B. Deutsches Stu­
dentenwerk und Westdeutsche Rektorenkonferenz) an den Unzuläng­
lichkeiten der wesentlichen Bestimmungen ihrer 2. Novelle zum Bunde­
sausbildungsförderungsgesetz (BAFöG) festgehalten hat und alle drei 
Bundestagsparteien diesen unzulänglichen Bestimmungen trotz zahlrei­
cher Verbesserungsvorschläge des Bundesrates in der 2. und 
3. Lesung am 21. 6. 1974 in bemerkenswerter Einmütigkeit zugestimmt 
haben. 
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2. Die wesentlichen Elemente der 2. Novelle zum BAFöG sind die Anhe­
bung der Förderungssätze und der Freibeträge sowie die Wiederein­
führung der Pflichtdarlehen. 
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Ab 1. 10. 1974 soll der Förderungshöchstbetrag für Studenten, die bei 
ihren Eltern wohnen, von DM 340,- um DM 70,- auf monatlich DM 410,­
und für Studenten, die nicht bei ihren Eltern wohnen, von DM 420,- um 
DM 80,- auf DM 500,- monatlich angehoben werden. Diese Anhebungs­
beträge von DM 70,- bzw. DM 80,- sollen aber als Pflichtdarlehen 
(Grunddarlehen) gewährt werden. 

Die Freibeträge sollen im Schnitt um 20 % angehoben werden. So soll 
z. B. der Freibetrag vom Einkommen der Eltern von DM 800,- auf DM 
960,- erhöht werden. 

Genau bei diesen wesentlichen Bestimmungen der 2. Novelle zum BA­
FöG setzt die Kritik des Sozialliberalen Hochschulverbandes an: Die 
vorgesehene Anhebung der Fördersätze und der Freibeträge ist viel 
zu gering und kommt viel zu spät. 

Der Förderungshöchstbetrag für Studenten wurde im Herbst 1971 mit 
Inkrafttreten des BAFöG auf DM 420,- monatlich festgesetzt und lag 
bereits damals um DM 150,- unter den vom Deutschen Studentenwerk 
für 1971 ermittelten monatlichen Mindestausgaben der Studenten von 
DM 570,-. Inzwischen sind die Lebenshaltungskosten von Jahr zu Jahr 
um mindestens 7 % gestiegen. Infolgedessen sind nach Ermittlungen 
des Deutschen Studentenwerkes die monatlichen Mindestausgaben 
der Studenten über DM 600,- im Jahre 1972 auf DM 660,- im Jahre 
1973 gestiegen. 

Auch die Freibeträge waren von Anfang an viel zu gering angesetzt. Sie 
sind durch die zwischenzeitliche inflationäre Steigerung der Löhne und 
Gehälter immer unzureichender geworden. Dadurch wird einmal der 
Personenkreis, der noch Ausbildungsförderung erhalten kann, von Jahr 
zu Jahr eingeengt; zum anderen reduziert sich die Höhe des Förde­
rungsbetrages ganz erheblich. So erhielten z. B. nach FesteIlungen des 
Studentenwerkes Frankfurt im WS 73/74 etwa 50% der BAFöG-Stu­
denten DM 100,- bis DM 150,- weniger Förderung als im SS 1973. 

Mit der Wiedereinführung der Pflichtdarlehen nach dem ehern. Honne­
fer Modell als Grunddarlehen in die Studentenförderung wird die ein­
zige wirkliche Errungenschaft des BAFöG wieder abgeschafft. Die Bun­
desregierung begründet ihre Entscheidunghauptsächlich mit momenta­
nen finanziellen Zwängen. 

Demgegenüber erhebt der Sozialliberale Hochschulverband, 
ebenso wie das Deutsche Studentenwerk und die Westdeutsche 
Rektorenkonferenz, schwerwiegende grundsätzliche Bedenken ge­
gen die Wiedereinführung der Pflichtdarlehen (Grunddarlehen). 

Darlehensförderung trägt nicht zur Herstellung der Chancengleichheit 



auf dem Ausbildungssektor bei. Sie verstößt gegen den Grundsatz der 
sozialen Gerechtigkeit, da diejenigen Studenten, die von Haus aus über 
ausreichende finanzielle Mittel verfügen und damit sowieso schon zu 
den privilegierten Schichten gehören, sich auch bei Studienabschluß fi­
nanziell in einer günstigeren Lage befinden als die Auszubildenden aus 
unterprivilegierten Schichten mit langjährigen Darlehensrückzahlungs­
verpflichtungen. Arbeiterkinder werden durch Darlehensförderung mit 
hohen Rückzahlungsverpflichtungen bestimmt nicht zur Aufnahme eines 
Studiums motiviert. 
Besonders bedenklich halten wir die Auffassung, daß die Wiedereinfüh­
rung der Pflichtdarlehen "zu einer Verkürzung der Studienzeit" beitra­
gen solle. Zusätzlichen Leistungsdruck auf dem Wege über die Ausbil­
dungsförderung mit Pflichtdarlehen lehnen wir kategorisch ab. 

Der Sozialliberale Hochschulverband ist der Überzeugung, daß die Wie­
dereinführung der Pflichtdarlehen in sozial-, bildungs- und gesell­
schaftspolitischer Hinsicht einen gewaltigen Schritt zurück bis weit hin­
ter Honnef aus dem Jahre 1957 bedeutet und langfristig verheerende 
Wirkung haben muß. 
Aus dem ursprünglich als Reformgesetz gedachten BAFöG wird mit 
Wiedereinführung der Pflichtdarlehen, wie die 33. o. MV des Deutschen 
Studentenwerkes am 29. 5. 1974 in Konstanz zutreffend festgestellt 
hat, ein bildungspolitisches Restriktionsgesetz. 

3. Bundesregierung und Bundestag haben mit der Verabschiedung der 
unzulänglichen 2. Novelle zum BAFöG erst einmal eine rigorose Tatsa­
che geschaffen. Diese Erkenntnis wird aber den SLH nicht zu resignie­
rendem Schweigen verleiten. :m Gegenteil, der Sozialliberale Hoch­
schulverband wird seine als berechtigt anerkannten Forderungen 
für eine Verbesserung der Ausbildungsförderung mit noch mehr 
Nachdruck und Konsequenzen als bisher vertreten. 
Zu diesen Forderungen gehören insbesondere: 

(1) Weitere Anhebung des Förderungshöchstsatzes auf zunächst DM 
600,-. 

(2) Weitere Anhebung aller Freibeträge in voller Anpassung an die ge­
stiegenen Einkommen. :nsbesondere ist der Freibetrag vom Einkom­
men der Eltern umgehend auf mindestens DM 1.200,- anzuheben. 

(3) Jährliche Anpassung der Bedarfssätze und der Freibeträge an die 
ständig steigenden Lebenshaltungskosten und die veränderten Ein­
kommensverhältnisse - Dynamisierung. 

(4) Bei grundsätzlicher Anerkennung des Leistungsprinzips Abbau des 
schematischen und repressiven Systems der Leistungskontrollen. 

(5) Ausrichtung der Förderungshöchstdauer nach den effektiven Stu­
dienzeiten, nicht an schematischen und utopischen Regelstudienzei­
ten. 
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(6) Abschaffung der "Antistreikbestimmung" des § 20 Abs. 2 BAFöG. 

(7) Kein Abweichen der Ämter für Ausbildungsförderung von den Stel­
lungnahmen der Förderungsausschüsse. 

(8) Stärkere Berücksichtigung des studentischen Elements im Beirat für 
Ausbi Idungsförderung. 

Ebenso wird sich der Sozialliberale Hochschulverband für die Rück­
gängigmachung der Wiedereinführung der Pflichtdarlehen 
(Grunddarlehen) einsetzen, wobei er sich keiner Täuschung darüber 
hingibt, daß dieser Kampf auf länger Sicht angelegt sein muß. 
Auch an seiner langfristig zu realisierenden Forderung nach einer fami­
lienunabhängigen Ausbildungsförderung wird der Sozialliberale 
Hochschulverband unbeirrt festhalten, denn durch die familienabhän­
gige Ausbildungsförderung wird nachweislich keine freie Ausbildung für 
alle gesichert. Die Erfahrung zeigt, daß viele Eltern die zugemuteten 
Beiträge entweder nur teilweise mit bestimmten Auflagen oder über­
haupt nicht leisten. In einem Alter, in dem Gleichaltrige wirtschaftlich un­
abhängig sind, leben die Studierenden in materieller Abhängigkeit und 
Unsicherheit. Wissenschaftliches Arbeiten erfordert aber ein hohes 
Maß an Selbständigkeit und Unabhängigkeit. Dem widerspricht die der­
zeitige materielle Abhängigkeit der Studierenden. Es ist unzumutbar, 
daß die Studierenden bewußt unter finanziellen Druck gehalten und viel­
fachen Zwängen des Staates und der Familie ausgesetzt werden. Oft 
kann sich der einzelne nur durch ein bestimmtes Wohlverhalten und 
durch Unterwerfung unter traditionelle Denkschemata der Familie die fi­
nanzielle Basis für sein Studium erhalten. 
Ausbildungsförderung in einem demokratischen sozialen Staatswesen 
kann nicht die Funktion haben, die Gesellschaftsstruktur zu verfestigen; 
vielmehr muß sie einen emanzipatorischen Stellenwert besitzen und 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit gewährleisten. Die Entschei­
dung über den einzuschlagenden Bildungsweg muß in die Hände der 
einzelnen gelegt sein. Nur, wenn jeder eine seinen Bedürfnissen ent­
sprechende Ausbildung wählen kann, ist von Selbstbestimmung des 
Individuums und Herstellung der Chancengleichheit zu sprechen. 

19. Zur Integration ausländischer Kommilitonen 
beschlossen im Juli 1974 in Würzburg 

Die Zahl der ausländischen Studenten wird auch im kommenden Winterse­
mester weiter ansteigen. Damit werden auch die Probleme, die bislang erst 
in Ansätzen gelöst werden konnten, anwachsen. Neben den zwar erträgli­
chen, aber noch lange nicht optimalen Deutschkursen wird es vor allem 
auch vermehrt Schwierigkeiten mit dem Ausländerrecht und der damit zu­
sammenhängenden Aufenthaltserlaubnis geben. 
Nachdem es der SLH-Bundesvorstand erreicht hat, daß auch Kinder aus­
ländischer Arbeitnehmer in die Förderung nach dem BAFöG einbezogen 
werden, gilt es nun, auch die vielen anderen sozialen und materiellen Miß-
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